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Praxistipp

Rechtsträger sollten im Vorfeld klären und dokumentieren, ob
und ggf aus welchen Gründen sie der RH-Kontrolle unterliegen
und ob sie ggf auch mit der Besorgung von Geschäften der
Bundes- oder Landesverwaltung betraut sind. Davon hängt ab,
ob und ggf welche gesetzlichen Pflichten einzuhalten sind. Die
Fortentwicklung des Compliance Management Systems um
IFG-bezogene Pflichten wird empfohlen.

Schlussstrich
Der RH-Kontrolle unterworfene Unternehmungen unterliegen
ebenfalls dem neuen Informationsfreiheitsrecht. Sie sollten die
verbleibende Zeit nutzen und sich entsprechend vorbereiten. Ab
dem 1. 9. 2025 wird mehr Transparenz notwendig sein. Die Grenzen
werden allerdings erst ausgelotet werden müssen. Das Damokles-
schwert gesetzwidriger Eingriffe in geschützte Rechtspositionen
Dritter steht ja im Raum.

Beschränkungen des
Informationsrechts nach IFG
aufgrund der berechtigten
Interessen eines Anderen
BEITRAG. Das Informationsrecht nach dem IFG ist insofern und insoweit beschränkt, als Geheimhaltungs-
gründe dies erforderlich machen. Dieser Beitrag gibt einen Überblick über die Prüfungsschritte bei der
Abwägung zwischen Interessen an der Informationserteilung und Interessen an der Geheimhaltung der
Information. Er skizziert zudem die Kriterien, die aufgrund der berechtigten Interessen eines Anderen zu
berücksichtigen sind. Der Schwerpunkt des Beitrags liegt dabei auf dem Spannungsverhältnis zwischen IFG
und DSGVO. ecolex 2024/467

RA Dr. Rainer Knyrim ist Gründer und Partner der Knyrim Trieb Rechtsanwälte OG.
Mag. Stephan Varga, BSc, ist Rechtsanwaltsanwärter bei der Knyrim Trieb Rechtsanwälte OG.

A. Beschränkungen des
Informationsrechts nach IFG

Nach § 6 Abs 1 IFG sind Informationen von der proaktiven In-
formationspflicht und vom Informationszugang durch Infor-
mationsbegehren ausgenommen, „soweit und solange dies aus
bestimmten Gründen erforderlich und verhältnismäßig und ge-
setzlich nicht anderes bestimmt ist“. Es ist daher eine Abwägung
zw den Interessen an der Informationserteilung und den Inte-
ressen an der Geheimhaltung durchzuführen. Konkrete Krite-
rien der Interessenabwägung führt das IFG nicht an. Nach den
Mat zum IFG1) ist –wie regelmäßig bei Grundrechtsvorbehalten
– die Interessenabwägung iW eine Verhältnismäßigkeitsprü-
fung. Zu enthalten hat diese sowohl
ä einen „harm test“ (die Prüfung, welcher tatsächliche Scha-

den einem legitimen Schutzgut durch die Informationser-
teilung oder -veröffentlichung droht) als auch

ä einen „public interest test“ (die Prüfung, ob ein überwiegen-
des öffentliches Interesse anzunehmen ist, das im Ergebnis
für das Zugänglichmachen der Information spricht, obwohl
ein gerechtfertigter Geheimhaltungszweck dadurch beein-
trächtigt werden könnte).

Die Interessenabwägung kann zum Ergebnis führen, dass die
Interessen an der Informationserteilung überwiegen und die In-
formationen in vollem Ausmaß zu erteilen sind oder dass (zu-
mindest zum Teil) die Interessen an der Geheimhaltung über-
wiegen und die Informationen (zum Teil) nicht zu erteilen sind.

Die Interessenabwä-
gung kann ergeben,
dass entweder die In-
teressen an der Infor-
mationserteilung oder
die Geheimhaltung
Vorrang hat.

Die Geheimhaltungsgrün-
de umfassen Gründe des
öffentlichen Interesses
(zB das Interesse an der
Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Ordnung und
Sicherheit), im Interesse
der informationspflichti-

gen Stelle liegende Gründe (zB die Abwehr eines erheblichen
wirtschaftlichen oder finanziellen Schadens der informations-
pflichtigen Stelle oder die Abwehr der Beeinträchtigung der
Wettbewerbsfähigkeit eines privaten Informationspflichtigen)
und Geheimhaltungsgründe aufgrund überwiegender berech-
tigter Interessen eines Anderen. Zudem ist der Informations-
zugang nach § 9 Abs 3 IFG nicht zu gewähren, wenn der Antrag
offenbar missbräuchlich erfolgt oder wenn und soweit die Er-
teilung der Information die sonstige Tätigkeit des Organs we-
sentlich und unverhältnismäßig beeinträchtigen würde.

B. Berechtigte Interessen eines Anderen
Nach § 6 Abs 1 Z 7 IFG umfassen die berechtigten Interessen
eines Anderen insb die folgenden Interessen:
ä den Datenschutz,

1) ErläutRV 2238 BlgNR 27. GP 8.
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ä Berufs-, Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse,
ä das Bankgeheimnis,
ä das Redaktionsgeheimnis sowie
ä die Rechte am geistigen Eigentum.
Ebenfalls umfasst sind gesetzliche Verschwiegenheitspflichten
(zB der Kinder- und Jugendhilfe2)). Da § 1 DSG (noch) nicht
novelliert wurde, haben auch juristische Personen ein Recht auf
Datenschutz. Die berechtigten Interessen eines Anderen sind
aufgrund der durchzuführenden Interessenabwägung nicht
absolut geschützt. Bei Gleichwertigkeit der Interessen ist die
Information zu erteilen.

Berechtigte Interessen können Interessen juristischer Perso-
nen im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung, Interessen
(auch informationspflichtiger) privater Unternehmungen (so-
weit und solange diese nicht beliehen sind) und Interessen von
Einzelpersonen (soweit und solange diese nicht als Organ der
Informationspflicht unterliegen) sein. Es muss sich jedoch um
(verfassungs-)gesetzlich geschützte private Interessen handeln.3)
Insb können sich staatliche informationspflichtige Stellen nicht
auf Geheimhaltungsinteressen aufgrund ihres eigenen Urheber-
rechts oder des Urheberrechts anderer staatlicher Einrichtungen
berufen. Werden private Dritte mit der Erstellung eines Gutach-
tens beauftragt, könnte aus der Informationsfreiheit abgeleitet
werden, dass die informationspflichtige Stelle Werknutzungs-
bewilligungen zur Informationserteilung vorsehen muss.

Fraglich ist zudem, inwiefern die informationspflichtige
Stelle treffende Vertraulichkeitsklauseln (und sich auf diese
beziehende Konventionalstrafen) bei der Interessenabwägung
privater Informationspflichtiger berücksichtigt werden können.
Stehen hinter branchenüblichen Vertragsbedingungen berech-
tigte Interessen des Vertragspartners, werden diese zu be-
rücksichtigen sein. Werden Vertraulichkeitsklauseln jedoch nur
zum Zweck der Verhinderung der Informationsfreiheit aufge-
nommen, könnten diese Klauseln gegen die guten Sitten ver-
stoßen und nichtig sein.4)

Soweit besondere Informationszugangsregelungen beste-
hen, ist das IFG nicht anzuwenden.5) Umfasst sind davon zB
verfahrensrechtliche Bestimmungen zur Akteneinsicht und
Geheimhaltungspflichten. Diese besonderen Informationszu-
gangsregelungen sind jedoch am Grundrecht auf Informa-
tionszugang „zu messen“.6)

Eine Besonderheit des berechtigten Interesses am Daten-
schutz ist der Anwendungsvorrang der DSGVO. Enthalten die
angefragten Informationen personenbezogene Daten, muss für
deren Verarbeitung durch die informationspflichtige Stelle, dh
deren Veröffentlichung oder Übermittlung, sowie für die an-
schließende Verarbeitung durch den Informationswerber je-
weils eine Rechtsgrundlage vorliegen. Zudem stehen – unab-
hängig von den Rechten betroffener Personen nach IFG – den
betroffenen Personen die Betroffenenrechte der DSGVO zu. Die
betroffene Person ist daher – mangels Inanspruchnahme der
Öffnungsklausel nach Art 23 Abs 1 lit i durch den Gesetzgeber
– nach Art 13 oder 14 DSGVO über die Datenverarbeitung zu
informieren. Auch die Bekanntgabe der Identität des Empfän-
gers der Daten ist davon umfasst.

C. Prüfung, ob Informationen aufgrund
eines Informationsbegehrens zu
erteilen sind

Die Prüfung, ob Informationen aufgrund eines Informations-
begehrens zu erteilen sind, ist zu dokumentieren. Bei der Prü-
fung ist folgendermaßen vorzugehen:

1. Prüfung der Interessen an der Informationserteilung

In einem ersten Schritt sind die Interessen an der Informa-
tionserteilung zu charakterisieren und zu bewerten. Den In-
formationswerber trifft dabei keine Pflicht, seine Interessen zu
behaupten oder zu begründen. Führt der Informationswerber
keine individuellen Informationserteilungsinteressen an, kann
die informationspflichtige Stelle diese aber idR auch nicht be-
rücksichtigen. Bringt er ausschließlich in seiner Sphäre lie-
gende Umstände nicht vor, trifft ihn daher insofern eine Mit-
wirkungsobliegenheit.7) Sind Kriterien der Interessenabwä-
gung amtsbekannt oder aus den Akten ersichtlich (zB die
journalistische Tätigkeit des Informationswerbers oder die Be-
kanntheit der betroffenen Person), sind sie jedoch von Amts
wegen zu berücksichtigen. Im Einzelfall kann es zudem im In-
teresse des Informationswerbers sein, Informationen zu der
beabsichtigten Datenverarbeitung sowie zu den von ihm etab-
lierten Schutzmaßnahmen im Informationsbegehren anzuge-
ben.8) Die informationspflichtige Stelle hat die Angaben des
Informationswerbers auf Plausibilität zu prüfen.

Sowohl bei proaktiver
Informationspflicht als
auch bei Informations-
erteilung ist die Prü-
fung der Interessenab-
wägung zu dokumen-
tieren.

Ein öffentliches Interesse
an der Informationsertei-
lung besteht insb bei An-
gelegenheiten, die das
Wohl der Bürger oder das
Leben der Gemeinschaft
berühren, die die Auf-
merksamkeit der Öffent-

lichkeit auf sich ziehen oder die sie in erheblichem Maße be-
treffen. Umfasst sind auch Angelegenheiten, die geeignet sind,
eine erhebliche Kontroverse auszulösen, die eine wichtige so-
ziale Frage betreffen oder die ein Problem aufwerfen, an dessen
Kenntnis die Öffentlichkeit ein Interesse haben könnte. Das öf-
fentliche Interesse kann jedoch nicht auf das Informationsbe-
dürfnis der Öffentlichkeit über das Privatleben Anderer oder auf
den Wunsch nach Sensationslust oder gar Voyeurismus redu-
ziert werden.9)

Ua beim Vorliegen der folgenden Kategorien von Informa-
tionen sind idR hohe Interessen an der Informationserteilung
anzunehmen10):

ä Informationen über fundamentale Menschenrechtsverlet-
zungen, über Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht
oder über Korruption,11)

ä Informationen über Überwachungsmaßnahmen,

2) ErläutRV 2238 BlgNR 27. GP 10.
3) Vgl ErläutRV 2238 BlgNR 27. GP 9f.
4) § 879 Abs 1 ABGB.
5) § 16 IFG.
6) ErläutRV 2238 BlgNR 27. GP 14.
7) Vgl die Mitwirkungspflicht der Verfahrensparteien zur Ermittlung des
Sachverhalts, zB VwGH 27. 5. 2019, Ra 2019/14/0153.
8) Vgl das finnische Informationszugangsgesetz, nach dem im Antrag auf
Informationserteilung der Verwendungszweck der Information anzugeben
ist sowie Informationen anzuführen sind, wie der Schutz der Information
gewährleistet werden soll, s Hasler, Informatonsfreiheit und Datenschutz
(2024) 38.
9) EGMR (GK) 8. 11. 2016, 18030/11, Magyar Helsinki Bizottság.
10) Vgl zB die Tshawane-Grundsätze, abrufbar unter https://www.justiceini-
tiative.org/uploads/bd50b729-d427-4fbb-8da2-1943ef2a3423/global-princip-
les-national-security-10232013.pdf, Grundsatz 10 und 37 (abgerufen am
1. 8. 2024).
11) Vgl auch ErläutRV 2238 BlgNR 27. GP 8.
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ä Informationen über den Einsatz öffentlicher Mittel und über
die Verwendung öffentlicher Ressourcen,12)

ä Informationen bzgl der öffentlichen Gesundheit, der öffent-
liche Sicherheit oder der Umwelt.

2. Missbrauchsprüfung

Erfolgt das Informationsbegehren offenbar missbräuchlich
oder würde die Erteilung der Information die sonstige Tätigkeit
der informationspflichtigen Stelle wesentlich und unverhält-
nismäßig beeinträchtigen, ist der Informationszugang in einem
zweiten Schritt nicht zu erteilen.13) Die Missbräuchlichkeit der
Informationserteilung und die Beeinträchtigung sind am
Maßstab der Interessen an der Informationserteilung zu be-
messen.14)

3. Prüfung der Geheimhaltungsinteressen und
vorläufige Interessenabwägung

In einem dritten Schritt sind die Interessen an der Geheimhal-
tung zu charakterisieren und zu bewerten sowie mit den Inte-
ressen an der Informationserteilung abzuwägen.

Liegen personenbezogene Daten des Privat- oder Familien-
lebens vor, überwiegen die Geheimhaltungsinteressen der be-
troffenen Person idR gegenüber bloßen Informationsinteressen
des Informationswerbers (insb wenn sensible Daten vorliegen).
So werden etwa die Geheimhaltungsinteressen eines Leis-
tungsempfängers von Sozialleistungen nahezu immer gegen-
über den Informationserteilungsinteressen des Informations-
werbers überwiegen.

Bzgl Daten, die das Sozial- oder Geschäftsleben einer na-
türlichen Person betreffen, ist eine Einzelfallabwägung durch-
zuführen. Besteht ein dienstlicher Konnex zw der betroffenen
Person und den von der Informationspflicht betroffenen In-
formationen, überwiegen jedoch üblicherweise auch bloße In-
formationsinteressen. Nach den Materialien überwiegt das In-
formationsinteresse des Informationswerbers „in aller Regel
gegenüber dem Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten
eines Sachverständigen, Gutachters oder einer anderen, auf
Grund ihrer Stellung im Verfahren vergleichbaren Person [. . .],
als der Name, ein akademischer Grad, die Berufs- oder Funk-
tionsbezeichnung und die dienstlichen Kontaktdaten angegeben
werden dürfen“.15) Die Interessen der betroffenen Person über-
wiegen jedoch, wenn aufgrund der konkreten Situation deren
körperliche Integrität durch die Übermittlung der Daten be-
droht sein könnte.

Vom Einzelfall ist ebenfalls abhängig, ob die Informations-
erteilungsinteressen oder die Geheimhaltungsinteressen bzgl
Leistungen an juristische Personen überwiegen. IdR liegen
diesfalls keine besonders schutzwürdigen Daten vor und die
Daten können dem Geschäftsleben der juristischen Personen
zugeordnet werden.

4. Prüfung, ob Schutzmaßnahmen zu ergreifen sind

Überwiegen die Interessen der Geheimhaltung nur bzgl eines
Teils der Informationen, ist in einem vierten Schritt zu prüfen,
ob die informationspflichtige Stelle angemessene Schutzmaß-
nahmen (wie zB eine tw Schwärzung) zu ergreifen hat.16) Mit
dieser tw Informationserteilung darf jedoch kein unverhält-
nismäßiger Aufwand verbunden sein. Knappe oder mangelnde
Ressourcen der informationspflichtigen Stelle begründen idR
auch bzgl des § 9 Abs 2 IFG keinen unverhältnismäßigen Auf-
wand.17) Vielmehr ist dbzgl das Verhältnis zw den Informa-
tionsinteressen des Informationswerbers und dem Aufwand

der informationspflichtigen Stelle entscheidend: Höhere In-
formationsinteressen des Informationswerbers (zB im Rahmen
einer journalistischen Tätigkeit) erfordern einen höheren Auf-
wand der informationspflichtigen Stelle.

Die Informationserteilung bzgl eines Teils des Informa-
tionsbegehrens kann es (bei Vorliegen eines besonders ausge-
prägten unverhältnismäßigen Aufwands) zum Teil erforderlich
machen, dass die Informationserteilung den Inhalt ausge-
wählter Dokumente nicht umfasst.18) Es sind diesfalls zwingend
die konkreten Gründe anzuführen, warum die Geheimhal-
tungsinteressen überwiegen und der Aufwand unverhältnis-
mäßig wäre. Es kann jedoch auch notwendig sein, verhältnis-
mäßige Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Die Schutzmaßnah-
me kann im einfachsten Fall eine Schwärzung ausgewählter
Teile des Dokuments iS der Datenminimierung sein. Werden
personenbezogene Daten geschwärzt, liegen idR dennoch
(pseudonymisierte) personenbezogene (nicht anonyme) Daten
vor, weil die informationspflichtige Stelle die erteilten Infor-
mationen noch mit den Originaldokumenten abgleichen kann.
Aber auch komplexere Maßnahmen (zB die Einsicht der In-
formationen innerhalb eines geschützten Datenraums, ver-
bunden mit der Einschränkung der folgenden Verarbeitung von
Daten dieses Datenraums) können im Einzelfall – bei Vorliegen
massiver Informationserteilungsinteressen – erforderlich sein.

D. Prüfung, ob Informationen zu
veröffentlichen sind

Die Prüfung der proaktiven Veröffentlichung der Informatio-
nen von allg Interesse ist eine verkürzte Prüfung der Informa-
tionserteilung und umfasst
ä die Bewertung der (allg) Interessen an Informationser-

teilung,
ä die Bewertung der Interessen an der Geheimhaltung,
ä die Abwägung dieser Interessen sowie ggf
ä die Prüfung, ob Schutzmaßnahmen durch die informa-

tionspflichtige Stelle ergriffen werden können, zB eine tw
Veröffentlichung der Informationen.19)

Auch bei Veröffentlichung der Informationen ist diese Prüfung
der Interessenabwägung zu dokumentieren, um nachweisen zu
können, dass diese durchgeführt wurde. Ein Unterbleiben der
Veröffentlichungspflicht bei Unverhältnismäßigkeit des Auf-
wandes der informationspflichtigen Stelle ist nicht vorgesehen.

E. Kriterien der Interessenabwägung
Die Interessenabwägung ist (insb bzgl der Informationsertei-
lung durch Übermittlung) daher ein komplexes Abwägen der
folgenden Kriterien20):

12) Vgl auch die Stellungnahme des Forums Informationsfreiheit zum IFG,
abrufbar unter https://www.parlament.gv.at/dokument/XXVII/SNME/82975/
imfname_943873.pdf, 12 (abgerufen am 1. 8. 2024); VwGH 29. 5. 2018,
Ra 2017/03/0083.
13) § 9 Abs 3 IFG.
14) Vgl ErläutRV 2238 BlgNR 27. GP 11.
15) ErläutRV 2238 BlgNR 27. GP 9.
16) § 9 Abs 2 IFG.
17) Vgl ErläutRV 2238 BlgNR 27. GP 11 zu § 9 Abs 3.
18) Zur Abwägung der Geheimhaltungsinteressen und dbzgl Rsp s Hasler,
Informationsfreiheit und Datenschutz (2024) 46ff.
19) § 6 Abs 2 IFG.
20) Vgl Kazemi, Die EU-Datenschutz-Grundverordnung in der anwaltlichen
Beratungspraxis (2017) 157 ff; Smet, Resolving conflicts between Human
Rights. A judge’s dilemma (2016) 144f; Art-29-Datenschutzgruppe, Stellung-
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ä Charakter der Interessen an Informationserteilung (oder
-veröffentlichung):
– Wahrnehmung eigener (über das Recht auf Zugang zu
Dokumenten hinausgehende) Grundrechtspositionen oder
Grundfreiheiten (zB „die Freiheit der Meinungsäußerung
[. . .], die Freiheit von Kunst und Wissenschaft, [aber auch]
das Recht auf Freiheit und Sicherheit, die Gedanken-, Ge-
wissens- und Regionsfreiheit, die unternehmerische Freiheit,
das Eigentumsrecht, das Recht auf einen wirksamen Rechts-
behelf und ein unparteiisches Gericht oder die Unschulds-
vermutung und Verteidigungsrechte“21));

– Vorliegen zusätzlicher (über das Interesse der Öffentlich-
keit an Zugang zu amtlichen Dokumenten und Transpa-
renz hinausgehender) Interessen, dies kann zB die Kon-
troll- und Überwachungsfunktion der „public watchdogs“,
die Verfolgung von Archivzwecken, wissenschaftlichen
oder historischen Forschungszwecken, statistischen Zwe-
cken oder die Rechtsverfolgung sein, aber auch die Tätig-
keiten politisch, weltanschaulich, religiös oder gewerk-
schaftlich ausgerichteter Organisationen ohne Gewinner-
zielungsabsicht betreffen;22)

– Rolle des Informationswerbers (insb der „public watch-
dogs“23) wie Journalisten, NGOs, Blogger oder Wissen-
schaftler24), aber auch Interessensvertretungen, die Allge-
meinwohlbelange wahrnehmen);

– Charakter der begehrten Information (insb, ob die oben
unter Pkt C.1. angeführten Kategorien von Informationen
betroffen sind, bei deren Vorliegen idR hohe Interessen an
der Informationserteilung anzunehmen sind);

– Zweck und Ziel des Informationsbegehrens, insb Art und
Modalitäten der beabsichtigten, der Übermittlung folgen-
den Datenverarbeitung (Ausmaß der Datenverarbeitung,
Offenlegung, Veröffentlichung oder Verknüpfung der Da-
ten oder Profiling) unter Berücksichtigung des früheren
Verhaltens des Informationswerbers sowie die diesen
treffenden Pflichten (insb bzgl der Meinungsfreiheit);

– Etablierte Schutzmaßnahmen des Informationswerbers
(insb Maßnahmen zur Stärkung der Position der betrof-
fenen Person wie zB Maßnahmen zur Erhöhung der
Transparenz für die betroffene Person oder zur erleich-
terten Möglichkeit des Widerspruchs);

– Mögliche (positive und negative) Folgen der Verarbeitung
für den Informationswerber, Dritte und die Öffentlichkeit
(dies umfasst auch den Schweregrad und die Wahr-
scheinlichkeit der Folgen).

ä Erforderlichkeit der Informationserteilung (oder -veröffent-
lichung) zur Verfolgung der Interessen;

ä Wahrung anderer Geheimhaltungsgründe neben den be-
rechtigten Interessen eines Anderen25);

ä Charakter der Geheimhaltungsinteressen der betroffenen
Person:
– Wahrnehmung anderer Grundrechtspositionen oder
Grundfreiheiten (neben dem Recht auf Datenschutz und
Privatheit);

– Vorliegen zusätzlicher (über das Interesse an Datenschutz
und Privatheit hinausgehender) Interessen der betroffe-
nen Person, zB Berufs-, Geschäfts- oder Betriebsgeheim-
nisse, das Bankgeheimnis, das Redaktionsgeheimnis sowie
die Rechte am geistigen Eigentum;

– Schutzbedürftigkeit der betroffenen Person (zB Kinder,
Arbeitnehmer, besonders verletzliche Personen, . . .; unter
Berücksichtigung der Stellung des Verantwortlichen);

– Schutzwürdigkeit der von der Verarbeitung betroffenen
Daten (insb besondere Kategorien personenbezogener
Daten nach Art 9 Abs 1 DSGVO und Daten über straf-
rechtliche Verurteilungen und Straftaten);

– Zuordnung der betroffenen Daten in die Privat-, Sozial-
oder Geschäftssphäre der betroffenen Person;

– Vernünftige Erwartung der betroffenen Person;
– Dienstlicher Konnex der betroffenen Person zur Information;
– Öffentliche Funktion und Bekanntheit der betroffenen
Person;

– Früheres Verhalten der betroffenen Person;
– Kenntnis der Identität der betroffenen Personen durch den
Informationswerber;26)

– Mögliche (positive und negative) Folgen der Verarbeitung
für die betroffene Person (dies umfasst auch den Schwe-
regrad und die Wahrscheinlichkeit der Folgen).

ä Schutzmaßnahmen der informationspflichtigen Stelle:
– Datenminimierung (insb die tw Schwärzung von Daten);
– technische und organisatorische Maßnahmen (zB Pseu-
donymisierung, Privacy by Design, . . .).

Schlussstrich
Bei der Prüfungnach IFG, obGeheimhaltungsinteressen einesAnderen
die Informationserteilungsinteressen des Informationswerbers über-
wiegen, sind in einem ersten Schritt die Interessen an der Informa-
tionserteilung zu charakterisieren und zu bewerten. In einem zweiten
Schritt ist zu prüfen, ob das Informationsbegehren offenbar miss-
bräuchlich erfolgt oder die Erteilung der Information einen unver-
hältnismäßigen Aufwand verursachen würde, gemessen am Maßstab
der Informationserteilungsinteressen. In einem dritten Schritt sind die
Geheimhaltungsinteressen zu charakterisierenund zubewerten sowie
mit den Interessen an der Informationserteilung abzuwägen.Wenn die
Interessen der Geheimhaltung nur bzgl eines Teils der Informationen
überwiegen, ist in einem vierten Schritt zu prüfen, ob die informa-
tionspflichtige Stelle Schutzmaßnahmen zu ergreifen hat.

Die Interessenabwägung hat den Charakter der Interessen an
der Informationserteilung, die Erforderlichkeit der Informationser-
teilung zur Verfolgung der Interessen, die Wahrung anderer Ge-
heimhaltungsgründe neben den berechtigten Interessen eines An-
deren, den Charakter der Geheimhaltungsinteressen der betroffe-
nen Person sowie die Schutzmaßnahmen der informationspflichti-
gen Stelle zu berücksichtigen.

nahme 06/2014 zum Begriff des berechtigten Interesses des für die Ver-
arbeitung Verantwortlichen gemäß Artikel 7 der Richtlinie 95/46/EG, WP217,
43ff und 70ff; EGMR (GK) 8. 11. 2016, 18030/11, Magyar Helsinki Bizottság;
BVwG 1. 3. 2024, W176 2249967-1.
21) Art-29-Datenschutzgruppe, Stellungnahme 06/2014 zum Begriff des be-
rechtigten Interesses des für die Verarbeitung Verantwortlichen gemäß Ar-
tikel 7 der Richtlinie 95/46/EG, WP217, 43f.
22) Vgl Veil in Gierschmann/Schlender/Stentzel/Veil, Kommentar Daten-
schutz-Grundverordnung Art 18 Rz 99.
23) Vgl OGH 5. 12. 2022, 5 Ob 178/22w.
24) Lehne/Weismann, Auf dem Weg zur Informationsfreiheit? ÖJZ 2021/
127, 1023.
25) § 6 Abs 1 und § 13 Abs 2 IFG, aber auch gesetzliche Verschwiegenheits-
verpflichtungen oder die in Art 23 Abs 1 DSGVO genannten Interessen, vgl
ErläutRV 2238 BlgNR 27. GP 9f.
26) Vgl die Stellungnahme des Datenschutzrates zum IFG, abrufbar unter
https://www.bmj.gv.at/dam/jcr:3739832a-8c68-4d6b-aa2e-5fd1e2fcf825/Stel-
lungnahme_des_Datenschutzrates.Infofreiheit.pdf, 4 (abgerufen am
1. 8. 2024).
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